
AHV-Revision Freie Liste gegen 
Kürzung des Staatsbeitrages
VADUZ  Die Freie Liste erachtet die ge-
plante Kürzung des Landesbeitrages 
an die AHV als zu drastisch. Zu die-
sem Schluss sind die Mitglieder der 
Partei an der Mitgliederversamm-
lung gekommen, heisst es in einer 
Mitteilung. Die Regierung plant, den 
Staatsbeitrag an die Alters- und Hin-
terlassenschaftsversicherung von 
jährlich 60 Millionen auf 20 Millio-
nen Franken zu kürzen. Die Reform 
wird im Dezember-Landtag beraten. 

«Risikoreiches Experiment»

Diese Kürzung würde die Bevölke-
rung und die Wirtschaft zu stark be-
lasten. Arbeitnehmer müssten dann 
stärker mit Direktabgaben einsprin-
gen, um die AHV langfristig zu si-
chern, warnt die Partei: «Es ist ein 
richtungsweisender Entscheid, ob 
der Staat weiterhin Verantwortung 
für seine sozialen Institutionen über-

nehmen will oder nicht.» Bisher ha-
be der Staat pro Einwohner rund 
1400 Franken jährlich an die AHV 
gezahlt. Ab dem Jahr 2018 wären es 
nur noch 500 Franken. Zum Ver-
gleich: In der Schweiz zahle der Staat 
1300 Franken an die AHV, ausser-
dem werde voraussichtlich die Mehr-
wertsteuer um ein Prozent erhöht, 
damit die Mehreinnahmen des Staa-
tes eine Rentenerhöhung finanzieren 
können. Die Freie Liste folgert: «Die 
Reduktion des Staatsbeitrags auf 500 
Franken pro Kopf wäre ein risikorei-
ches Experiment der Politik für die 
Bevölkerung, die Wirtschaft und 
nicht zuletzt für die AHV-Bezüger 
selbst.» Über eine leichte Senkung 
des Staatsbeitrags könne jedoch dis-
kutiert werden. Allerdings hält die 
Freie Liste fest: «Für eine Kürzung 
der AHV-Renten im Alter sind wir 
nicht zu haben.» (dq)  Seite 4
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